
   Betreuungsverfügung, Vorsorgevollmacht, Patientenverfügung
Jeder kann durch Unfall, Krankheit oder Alter in die Lage kommen, dass er wichtige Angelegenheiten 
seines Lebens nicht mehr selbstverantwortlich regeln kann. Um in gesunden Tagen im Sinne der 
Selbstbestimmung schriftliche Willenserklärungen für den Fall einer späteren Einwilligungsunfähigkeit 
angeben zu können, stehen drei Instrumente zur Verfügung. Dieser Beitrag soll einen kleinen Ein-
blick verschaffen, welches dieser drei Instrument u. U. für die eigene Person sinnvoll sein kann.

Betreuungsverfügung: Für jemanden, der z. B. durch einen Infarkt, Alterserkrankung (Demenz) 
usw. nicht mehr handlungsfähig ist, wird vom örtlich zuständigen Amtsgericht als Vormundschaftsge-
richt ein Betreuer bestellt. In der Betreuungsverfügung wird eine Person des Vertrauens benannt die, 
für den Fall, dass eine eigene Betreuung erforderlich wird, vom Vormundschaftsgericht bestellt wer-
den soll. Durch eine solche Verfügung kann auf dieses Verfahren im Vorfeld Einfluss genommen 
werden. So kann hier z. B. Folgendes bestimmt werden: 

• Wer zum Betreuer bestellt werden soll und wer nicht,

• wo der Wohnsitz des Betreuten sein soll,

• was inhaltlich auch Bestandteil einer Patientenverfügung sein könnte und

• in eingeschränktem Maße auch Umgang mit Finanzen, Geschenke an Kinder usw. Hier ist 
der Betreuer aber durch restriktive Maßnahmen der Vermögensverwaltung gesetzlich einge-
schränkt.

Vorsorgevollmacht: In einer solchen Erklärung gibt die betroffene Person in gesunden Tagen für 
den Fall einer später eintretenden Geschäfts- oder Einwilligungsunfähigkeit (z. B. durch altersbeding-
ten Abbau von geistigen Fähigkeiten) einem anderen die Vollmacht, im Namen der betroffenen Per-
son zu handeln.

Die Abgrenzung von Vorsorgevollmacht und Betreuungsverfügung liegt vor allem darin, dass die Vor-
sorgevollmacht auf grenzenloses und unkontrolliertes Vertrauen setzt, während die Betreuungsverfü-
gung erst dann Wirkung entfaltet, wenn das Gericht es entsprechend der gesundheitlichen Situation 
des Verfügenden für erforderlich hält, dass die Handlungsbefugnis dem vom Verfügenden Vorge-
schlagenen übertragen wird und diese Befugnis dann unter gerichtlicher Kontrolle steht.

Voraussetzung für eine rechtswirksame Vorsorgevollmacht ist die Geschäftsfähigkeit des Vollmacht-
gebers. Dieser muss also bei der Beurkundung über seinen freien Willen verfügen. Die Geschäftsfä-
higkeit wird in letzter Konsequenz auch nicht durch eine notarielle Beurkundung bewiesen; sie bildet 
in der Praxis jedoch ein starkes Indiz dafür, dass der Vollmachtgeber auch geschäftsfähig war. So ist 
es in Zweifelsfällen u. U. ratsam, ein ärztliches Attest einzuholen, das die Geschäftsfähigkeit belegt.

Grundsätzlich ist die Errichtung einer Vorsorgevollmacht in der Form notarieller Beurkundung emp-
fehlenswert und wichtig, da der Notar umfassend über die Rechtswirkungen und den Inhalt der Voll-
macht berät und vor einer fehlerhaften Abfassung schützt. Sie ist ohnehin dann unerlässlich, wenn 
die Vollmacht auch zu Grundstücksgeschäften tauglich sein soll. Banken müssen zwar Vorsorgevoll-
machten akzeptieren; um die Akzeptanz bei Geldinstituten zu gewährleisten, ist es ratsam, den Be-
vollmächtigten dort persönlich einzuführen.

Soll die Vorsorgevollmacht auch zur Einwilligung in medizinische Maßnahmen berechtigen, mit deren 
Durchführung die begründete Gefahr besteht, dass der Vollmachtgeber aufgrund der Maßnahme 
stirbt oder einen schweren und länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet, muss die Voll-
macht schriftlich abgefasst sein und diese Maßnahmen ausdrücklich nennen. Gleiches gilt, wenn der 
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Bevollmächtigte berechtigt sein soll, eine freiheitsentziehende Unterbringung des Vollmachtgebers zu 
veranlassen oder ihn vor Gericht zu vertreten.

Sofern auch eine Patientenverfügung (siehe nachfolgend) vorliegt, sollte in der Vorsorgevollmacht er-
wähnt werden, dass der Bevollmächtigte an die Patientenverfügung gebunden ist, da er ansonsten 
allein nach seinem Ermessen entscheiden kann.

Eine Vorsorgevollmacht setzt daher unbedingtes und uneingeschränktes persönliches Vertrauen zum 
Bevollmächtigten voraus und sollte nicht leichtfertig erteilt werden

Patientenverfügung: Mit der Patientenverfügung kann man sich zu seinen Wünschen bezüglich me-
dizinischer Behandlung, Nichtbehandlung oder Behandlungsbegrenzung angesichts einer aussichts-
losen Erkrankung äußern. Die Patientenverfügung ist von der Vorsorgevollmacht zu unterscheiden, 
die nicht den eigenen Willen zum Ausdruck bringt, sondern einen Dritten ermächtigt, an der Stelle 
des einwilligungsunfähigen Patienten zu entscheiden - z. B. in Fällen, die die Patientenverfügung 
nicht regelt. Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht sollten sinnvollerweise gemeinsam erstellt 
werden. In der Vorsorgevollmacht sollte dann darauf verwiesen werden, dass der Bevollmächtigte an 
die Patientenverfügung gebunden ist.

Mit der Betreuungsverfügung unterbreitet der Verfügende dem Vormundschaftsgericht lediglich einen 
Vorschlag für die Auswahl der Person des Betreuers. Dieser ist auch an eine Patientenverfügung ge-
bunden.

Für alle drei Verfügungsvarianten gibt es vorformulierte Vordrucke, die man nur noch ankreuzen 
und/oder unterschreiben muss. Fachleute raten davon jedoch ab und halten sorgfältige Überlegun-
gen, Einholung umfassenden Rates und Aufklärung sowie eigene Formulierungen für erforderlich, 
um den eigenen Willen wirksam niederzulegen. Die Einholung von Rat und Aufklärung bei Dritten, 
beispielsweise Notaren oder Rechtsanwälten ist sicherlich empfehlenswert.

Sowohl Vorsorgevollmacht als auch Betreuungsverfügung müssen dem Vormundschaftsgericht vor-
gelegt werden, wenn man Kenntnis von einem gerichtlichen Betreuungsverfahren hat. Die Bundes-
notarkammer führt seit 2004 das Zentrale Vorsorgeregister, in dem Vorsorgevollmachten eingetragen 
werden können, um den Vormundschaftsgerichten bei Bedarf die Suche nach einem Bevollmächtig-
ten zu erleichtern, bzw. ein Verfahren zur Bestellung eines Betreuers durch das Vormundschaftsge-
richt zu vermeiden.

   Kabinett beschließt Gesetz zur Vaterschaftsfeststellung
Die Feststellung, von wem ein Kind abstammt, soll künftig erheblich erleichtert werden. Die Frage, 
von wem ein Kind abstammt, ist für eine Familie von existenzieller Bedeutung. Dieses Klärungsinter-
esse, so hat das Bundesverfassungsgericht am 13.2.2007 entschieden, ist verfassungsrechtlich ge-
schützt.

Künftig soll es zwei Verfahren geben: Das Verfahren auf Klärung der Abstammung und das Verfah-
ren zur Anfechtung der Vaterschaft.

Ein Gesetzentwurf ist am 11.7.2007 vom Bundeskabinett beschlossen worden und wird jetzt in das 
parlamentarische Verfahren eingebracht. Ziel ist es, eine Neuregelung bis zum 31.3.2008 in Kraft zu 
setzen. Bei Vorliegen näherer Informationen werden wir darüber berichten.

   Änderung der Unterhaltsbeträge für Kinder nach der Düsseldorfer Tabelle
Das Bundesministerium der Justiz hat ab 1.7.2007 die Regelbeträge für den Unterhalt minderjähriger 
Kinder leicht gesenkt. Deshalb wurde die Düsseldorfer Tabelle mit Wirkung ab 1.7.2007 neu gefasst. 
Diese von den Familiensenaten des Oberlandesgerichts herausgegebene Tabelle dient bundesweit 
als Orientierung bei der Festlegung von Kindesunterhalt. Sie ist mit allen Oberlandesgerichten des 
Bundesgebiets abgestimmt.

Die Regelbeträge betragen vom 1.7.2007 an

• 202 Euro für Kinder von 0 - 5 Jahren, 

• 245 Euro für Kinder von 6 - 11 Jahren und
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• 288 Euro für Kinder von 12 - 17 Jahren und steigen mit höherem Einkommen um bestimmte 
Prozentsätze.

In den neuen Bundesländern beginnt die Tabelle mit geringeren Regelbeträgen, die rund 92 % der 
Regelbeträge West ausmachen. Deshalb werden dort der Düsseldorfer Tabelle zwei niedrigere Ein-
kommensgruppen vorgeschaltet. Der Studentenunterhalt bleibt bei 640 Euro. Hier ist nunmehr auch 
geregelt, dass Studiengebühren in diesem Bedarfssatz nicht enthalten sind.

Der Selbstbehalt des barunterhaltspflichtigen Elternteils gegenüber minderjährigen Kindern sowie ge-
genüber 18- bis 20-jährigen Schülern, die im Elternhaus leben, beträgt bei Erwerbstätigkeit 900 Euro. 
Sonst verbleibt es bei 770 Euro. Der Selbstbehalt gegenüber volljährigen Kindern, die nicht mehr die 
Schule besuchen oder nicht mehr bei den Eltern wohnen, beträgt unverändert 1.100 Euro. Der 
Selbstbehalt des Kindes, das seinen bedürftigen Eltern (z. B. im Pflegefall) Unterhalt zahlen muss, 
beträgt unverändert 1.400 Euro zuzüglich der Hälfte des darüber hinausgehenden Einkommens, für 
den Ehegatten verbleiben mindestens 1.050 Euro, wenn nicht die ehelichen Lebensverhältnisse 
einen höheren Betrag zulassen.

Da das Kindergeld in den ersten fünf Einkommensgruppen in unterschiedlicher Höhe anzurechnen ist 
und erst ab der sechsten Einkommensgruppe der Tabelle jeweils zur Hälfte, ist in der Düsseldorfer 
Tabelle eine Kindergeldanrechnungstabelle enthalten, aus der sich die Anrechnungsbeträge in den 
ersten fünf Einkommensgruppen entnehmen lassen.

Neu geregelt wurde der Selbstbehalt gegenüber dem Ehegattenunterhalt, der unabhängig von Er-
werbstätigkeit oder Nichterwerbstätigkeit 1.000 Euro beträgt. Ein gleich hoher Selbstbehalt gilt für 
den Unterhalt eines nicht verheirateten betreuenden Elternteils.

Die Tabellen können im Internet unter www.olg-duesseldorf.nrw.de - Service - Düsseldor-
fer Tabelle abgerufen werden.

   Basiszins / Verzugszins

Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5-%-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB 
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen

01.01.2002 - 30.06.2002 = 2,57 %
01.07.2002 - 31.12.2002 = 2,47 % 
01.01.2003 - 30.06.2003 = 1,97 % 
01.07.2003 - 31.12.2003 = 1,22 % 
01.01.2004 - 30.06.2004 = 1,14 % 
01.07.2004 - 31.12.2004 = 1,13 % 
01.01.2005 - 30.06.2005 = 1,21 % 
01.07.2005 - 31.12.2005 = 1,17 % 
01.01.2006 - 30.06.2006 = 1,37 %
01.07.2006 - 31.12.2006 = 1,95 %
01.01.2007 - 30.06.2007 = 2,70 %
seit 01.07.2007 = 3,19 % 

Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
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in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden!

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden.
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